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Änderungen sind durch blaue Schrift gekennzeichnet

D VERFAHRENSVERMERKE 
 
1. Der Gemeinderat der Gemeinde Edling hat in der Sitzung vom 23.06.2022 die Aufstellung des 
Bebauungsplanes „Viehhauser Straße“ beschlossen. Der Aufstellungsbeschluss wurde am 
……………. ortsüblich bekannt gemacht. 

 
2. Zu dem Entwurf des Bebauungsplans mit Begründung in der Fassung vom 23.06.2022 wurden die 
Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 2 BauGB in der Zeit vom 
22.08.2022 bis 30.09.2022 beteiligt. 
 
3.  Der Entwurf des Bebauungsplans in der Fassung vom 23.06.2022 wurde mit der Begründung 
gemäß § 3 Abs. 2 BauGB in der Zeit vom 22.08.2022 bis 30.09.2022 öffentlich ausgelegt. 
 
4. Zu dem Entwurf des Bebauungsplans mit Begründung in der Fassung vom 08.12.2022 wurden die 
Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange erneut gemäß § 4 Abs. 2 BauGB in der Zeit vom 
…………… bis …………. beteiligt. 
 
5.  Der Entwurf des Bebauungsplans in der Fassung vom 08.12.2022 wurde mit der Begründung 
erneut gemäß § 3 Abs. 2 BauGB in der Zeit vom …………… bis ………….  öffentlich ausgelegt. 
 
 
6. Die Gemeinde Edling hat mit Beschluss des Gemeinderats vom …………..  den Bebauungsplan 
gemäß § 10 Abs. 1 BauGB in der Fassung vom ………….. als Satzung beschlossen. 
 
Edling, den ……………. 
 

 
______________________________ 
Matthias Schnetzer, 1. Bürgermeister 
 

   
7. Der Satzungsbeschluss wurde am ………………. gemäß § 10 Abs. 3 Halbsatz 2 BauGB ortsüblich  
bekannt gemacht. Der Bebauungsplan ist damit in Kraft getreten.  
 
Edling, den ……………. 
 

 
______________________________    
Matthias Schnetzer, 1. Bürgermeister             

 

5.4.5 Negativliste 
Alle nachgenannten Gehölze und Wuchsformen wirken sich durch ihren fremdartigen und oder 
störenden Charakter so negativ auf das Orts- und Landschaftsbild aus, dass ihre Verwendung nicht 
zulässig ist. 
-  Trauer- und Hängeformen von Laub- u. Nadelgehölzen, z.B. Hänge - Zypressen 
-  Säulen- und pyramidenförmige Gehölze, z.B. Thujen, Scheinzypressen 
-  Gehölze mit blauer Blattfärbung, z.B. Blau-Fichte, Blau-Tanne 

 
5.5 Pflanzpflicht und Fristsetzung 

Die zu pflanzenden Bäume sind dauerhaft durch Pflege- und Unterhaltungsmaßnahmen zu erhalten 
und zu pflegen. Im Falle des Absterbens sind Neuanpflanzungen entsprechend der abgestorbenen 
Bestände vorzunehmen.  

 
5.6 Die Gehölzpflanzungen auf den einzelnen Grundstücken sind spätestens in der auf die 

Bezugsfertigkeit des jeweiligen Gebäudes folgende Pflanzperiode (Herbst/Frühjahr) durchzuführen. 
Etwaige Ausfälle sind spätestens in der nächsten Pflanzperiode nachzupflanzen. 

 
5.7 Vermeidungsmaßnahmen 
 Bestehende Gehölz- und Grünstrukturen im Bereich der Ebrach sind als Eingrünung zu erhalten und 

bei den Baumaßnahmen durch baumerhaltende und schadenbegrenzende Maßnahmen vor 
Beeinträchtigung, z.B. durch Wurzelverletzungen infolge von Bodenverdichtung und Abgrabung zu 
schützen (DIN 18920 Schutz von Bäumen, Pflanzenbeständen und Vegetationsflächen bei 
Baumaßnahmen). 

 
 
6 Freiflächengestaltung 
6.1 Die Freiflächengestaltung ist bis spätestens einem Jahr nach Bezugsfertigkeit auszuführen.  
 
6.2 Freiflächen sind zu begrünen, Schottergärten werden nicht zugelassen.  
 
 
7 Artenschutz 
7.1 Für Außenbeleuchtung sind gemäß BayNatSchG insektenfreundliche Leuchtmittel ohne UV-Anteil 

(z.B. LED-Leuchten) und ohne Streuwirkung (z.B. mit nach unten gerichteten Lichtkegeln) zu 
verwenden. Die Leuchten dürfen keine Beeinträchtigung für nachtaktive Tiere darstellen.   

 
7.2 Lichtschächte und ähnliche Bauteile sind so auszuführen, dass diese keine Fallen für Kleintiere, 

Reptilien und Amphibien darstellen (z.B. Abdeckungen oder Fluchtmöglichkeiten).  
 
7.3 Bei der Errichtung von Gebäuden mit großflächigen Verglasungen sind Maßnahmen zum Schutz vor 

Vogelschlag zu tätigen (z.B. Vogelschutzglas).  
 
 
8 Geländemodellierung 

Höhenunterschiede sind vorzugsweise als natürliche Böschungen auszubilden und in ihrer Lage und 
Höhe dem natürlichen Geländeverlauf anzupassen. Stützmauern bis 50 cm Höhe werden allgemein 
zugelassen. Die Geländemodellierung ist im Bauantrag einzutragen (natürliches / geplantes Gelän-
de). 
 

 
D HINWEISE DURCH TEXT  
 
1  Bodenfunde  

Eventuell auftretende Bodenfunde bei der Realisierung der Bauarbeiten unterliegen der Meldepflicht 
nach Art. 8 BayDSchG und müssen dem Landesamt für Denkmalpflege gemeldet werden.  

 
2  Bodendenkmäler  

Für Bodeneingriffe jeglicher Art im Geltungsbereich des Bebauungsplans ist eine denkmalrechtliche 
Erlaubnis gemäß Art. 7 Abs. 1 BayDSchG notwendig, die in einem eigenständigen Erlaubnisverfah-
ren bei der zuständigen Unteren Denkmalschutzbehörde zu beantragen ist.  

 
 

3 Schutz des Oberbodens 
Bodenarbeiten, insbesondere der Schutz des Oberbodens sind nach DIN 18915 durchzuführen. Bei 
allen Baumaßnahmen ist der Oberboden so zu schützen und zu pflegen, dass er zu jeder Zeit ver-
wendungsfähig ist. Oberbodenmieten sind flächig mit einer Decksaat zu versehen. 

 
Zum Schutz des Bodens vor physikalischen und stofflichen Beeinträchtigungen (insbesondere des 
Mutterbodens nach § 202 BauGB), ist der belebte Oberboden und ggf. kulturfähige Unterboden ge-
trennt abzutragen, fachgerecht zwischenzulagern, vor Verdichtung zu schützen und einer möglichst 
hochwertigen Nutzung zuzuführen. Zu berücksichtigen sind hierbei die DIN 19731. Das Merkblatt 
„Bodenkundliche Baubegleitung – Leitfaden für die Praxis“ des Bundesverbandes Boden e.V., sowie 
die Hinweise in der DIN 19639 sind zu beachten.  

 
4 Geologie, Geotechnik und Baugrund 

Die Erkundung des Baugrundes obliegt grundsätzlich dem Bauherrn, der sein Bauwerk bei Bedarf 
auch gegen auftretendes Grundwasser sichern muss.  

 
Wird beim Baugrubenaushub Grundwasser angetroffen, sodass eine Bauwasserhaltung stattfinden 
muss, ist vorab beim Landratsamt eine entsprechende wasserrechtliche Erlaubnis gemäß Art. 15 
bzw. 70 (Erlaubnis mit Zulassungsfiktion) Bayer. Wassergesetz (BayWG) bzw. § 8 WHG einzuholen.   

 
Hinsichtlich Baugrundaufbau, Bodenkennwerten, Wahl und Tragfähigkeit des Gründungshorizonts, 
Baugrubensicherung, Grundwasser etc. wird eine ingenieurgeologische Beratung empfohlen.  

 
5 Altlasten oder schädliche Bodenveränderungen 

Sollten bei den Aushubarbeiten optische oder organoleptische Auffälligkeiten des Bodens festgestellt 
werden, die auf eine schädliche Bodenveränderung oder Altlast hindeuten, ist unverzüglich das Land-
ratsamt Rosenheim zu benachrichtigen (Mittteilungspflicht gem. Art 2 BayBodSchG).      

 
Werden Auffüllungen im Zuge der Bauarbeiten angetroffen, sind die Aushubmaßnahmen 
durch ein fachlich geeignetes Ingenieurbüro oder einen Gutachter begleitend zu überwachen. 

 
Anfallendes Aushubmaterial ist ordnungsgemäß nach Rücksprache mit dem Landratsamt 
Rosenheim und gegen Nachweis zu entsorgen oder zu verwerten. Material darf auf Grund der 
Vorbelastungen der Umgebung bis zu einem maximalen Zuordnungswert von Z 1.1 wieder 
eingebaut werden. Bei beabsichtigter Verfüllung von Aushub mit höheren Zuordnungswerten 
ist Rücksprache mit dem Wasserwirtschaftsamt Rosenheim zu halten. 

 
Sollten im Zuge der Bauarbeiten Belastungen des Untergrundes festgestellt werden, die eine 
Grundwassergefährdung befürchten lassen, sind unverzüglich das Landratsamt Rosenheim 
und das Wasserwirtschaftsamt Rosenheim zu benachrichtigen. 

 
Für die Niederschlagswasserbehandlung ist nachzuweisen, dass keine schädlichen Verun-
reinigungen im Untergrund vorliegen oder vom Niederschlagswasser durchströmt werden.    

 
6 Umgang mit Niederschlagswasser 

Unverschmutztes Niederschlagwasser ist, soweit die Untergrundverhältnisse es erlauben, zu versi-
ckern. Dabei soll als primäre Lösung eine ortsnahe flächenhafte Versickerung über eine geeignete 
Oberflächenschicht angestrebt werden. Diese ist bei Einhaltung der Randbedingungen der NWFreiV 
(Niederschlagswasserfreistellungsverordnung) genehmigungsfrei.  
Im Rahmen der Erschließungsplanung wird ein Sickertest beauftragt. 
Ist eine Flächenversickerung nicht möglich, so ist einer linienförmigen unterirdischen Versickerung 
über (Mulden-) Rigolen der Vorzug vor einer punktuellen Versickerung über Sickerschächte zu ge-
ben. Bei der Versickerung in das Grundwasser sind die „Technischen Regeln zum schadlosen Einlei-
ten von gesammelten Niederschlagswasser in das Grundwasser“ (TRENGW) einzuhalten.  
Soll von der TRENGW abgewichen werden, ist ein Wasserrechtsverfahren durchzuführen. Das Ar-
beitsblatt DWA-A 138 „Planung, Bau und Betrieb von Anlagen zur Versickerung von Niederschlags-
wasser“ ist zu beachten. (Merkblatt DWA-M 153 Handlungsempfehlungen zum Umgang mit Regen-
wasser). 
Ist die NWFreiV nicht anwendbar, ist für die Niederschlagswassereinleitung eine wasserrechtliche Er-
laubnis erforderlich und beim LRA Rosenheim zu beantragen. Die Behandlungsbedürftigkeit des Nie-
derschlagswassers (also die Feststellung, ob verschmutztes oder unverschmutztes Niederschlags-
wasser vorliegt), ist gegenüber dem Wasserwirtschaftsamt vorab nachzuweisen. 

7 Starkniederschläge 
Sturzfluten als Folge von Starkniederschlägen können grundsätzlich überall auftreten. Die oftmals 
kostenintensiven Auswirkungen einer Sturzflut können jedoch bereits durch fachgerechte Planungen 
und angepasste Bauweisen verringert, teilweise sogar beherrscht werden. Die Planer und Bauherren 
sollten sich über die Broschüre des BBK „Empfehlungen bei Sturzfluten“ weitergehend informieren. 
Dort sind die baulichen Aspekte einer wasserdichten Ausführung behandelt.  

 
Zur Vermeidung evtl. Folgeschäden aus möglichen Extremniederschlägen wird allen Bauherren 
empfohlen, die Gartengestaltung so vorzunehmen, dass der Abfluss des Niederschlagswassers vom 
Gebäude weg orientiert ist. Wohngebäude und Garagen sollten so errichtet werden, dass zwischen 
den Baukörpern das Oberflächenwasser ungehindert ablaufen kann.   

 
Die Rohfußbodenoberkante des Erdgeschosses der geplanten Gebäude sollte mind. 25 cm über der 
höchsten Geländeoberkante unmittelbar am Bauvorhaben liegen. Die Gebäude sind bis zu dieser 
Kote wasserdicht zu errichten (Keller wasserdicht und auftriebssicher, dies gilt auch für 
Kelleröffnungen, Lichtschächte, Zugänge, Installationsdurchführungen etc.). 

 
Auf eine wassersensible Gebäudeplanung ist zu achten. Ebenfalls ist § 37 des 
Wasserhaushaltsgesetzes (WHG) zu berücksichtigen.  

 
Wassersensible Siedlungsentwicklung (bayern.de) - Empfehlungen für ein zukunftsfähiges und 
klimaangepasstes Regenwassermanagement in Bayern; 
(http://www.stmuv.bayern.de/themen/wasserwirtschaft/abwasser/wassersensible 
siedlungsentwilung/index.htm)   

 
Auf die Möglichkeit zum Abschluss einer Elementarschaden-Versicherung und die Empfehlungen 
der „Hochwasserschutzfibel des Bundesbauministeriums“ wird ergänzend hingewiesen.  

 
8 Emissionen 

Bei der Bewirtschaftung angrenzender landwirtschaftlich genutzter Flächen ist mit Geruch, Lärm und 
Staub aufgrund der Pflege, Düngung und Ernte zu rechnen. Das umfasst auch die Ausbringung von 
Gülle/ Mist. Die Erntearbeiten können auch zu spätabendlichen Uhrzeiten erfolgen. Dies ist zu 
dulden. Lärmemissionen durch Freizeitaktivitäten in der näheren Umgebung sind ebenfalls zu 
dulden.  

 
9 Baulicher Schallschutz  

Es wird ausdrücklich darauf hingewiesen, dass sich das Planungsgebiet im Einwirkungsbereich von 
Straßenemissionen befindet. Im Hinblick auf die Viehauser Straße im Osten, ist auf eine 
entsprechende Grundrissorientierung von schutzbedürftigen Räumen wie Kinder- und Schlafzimmer 
zu achten. Der Einbau von zentralen / dezentralen Lüftungsgeräten wird empfohlen.  

 
Eventuelle Forderungen auf die Erstattung von Lärmsanierungsmaßnahmen durch den 
Straßenbaulastträger können gemäß Verkehrslärmschutzrichtlinien (VLärmSch R97) durch den 
Eigentümer nicht geltend gemacht werden.  

 
10 Eingriffe wie Rodungen oder Rückschnitte dürfen nicht in der Vogelbrutzeit zwischen 1.März bis 30.  

September durchgeführt werden. 
  
11 Mit dem Bauantrag ist ein qualifizierter Freiflächengestaltungsplan im Maßstab 1:200 einzureichen,  

welcher die in diesem Bebauungsplan getroffenen Festsetzungen berücksichtigt.  
 
12 Freigestellte Bauvorhaben und baugenehmigungsfreie Anlagen, näher als 60 m an der Ebrach, 

unterliegen der Genehmigungspflicht nach Art. 20 des bayerischen Wassergesetzes. Für diese 
Vorhaben ist eine wasserrechtliche Genehmigung beim Landratsamt Rosenheim, Sachgebiet 
Wasserrecht, zu beantragen.  

 

BEBAUUNGSPLAN "Viehhauser Straße"  
 
Die Gemeinde Edling erlässt aufgrund der §§ 9 und 10 des Baugesetzbuches (BauGB),  
des Art. 23 der Gemeindeordnung für den Freistaat Bayern (BayGO),  
der Verordnung über die bauliche Nutzung der Grundstücke (BauNVO),  
der Verordnung über die Ausarbeitung der Bauleitpläne und die Darstellung des Inhalts (PlanzV),  
des Art. 81 der Bayerischen Bauordnung (BayBO),  
in der jeweils zum Datum des Satzungsbeschlusses letztgültigen Fassung diesen Bebauungsplan als Satzung. 
 
 
A FESTSETZUNGEN DURCH PLANZEICHEN  
 
1 Geltungsbereich    
 
   Geltungsbereich des Bebauungsplans    
 
 
2 Art der baulichen Nutzung 
 
     WA  Allgemeines Wohngebiet gemäß § 4 BauNVO    
    
 
3 Maß der baulichen Nutzung 
 
3.1 GR (1) 105 max. zulässige Grundfläche Hauptbaukörper  

in m² je Baugrundstück (z.B. GR (1) = 105 m²) 
 

3.2         GR (2)   50 max. zulässige Grundfläche für Anlagen die mit dem Hauptbaukörper verbunden sind  
(z.B. Erker, Wintergarten, Terrassen, Balkone, Außentreppen)  
in m² je Baugrundstück (z.B. GR (2) = 50 m²) 
 

3.3 Die max. zulässige Grundfläche aus GR (1) + GR (2) darf durch die Grundflächen der in §19 (4) BauNVO 
bezeichneten Anlagen um bis zu 80% überschritten werden.  

 
3.4         II  Zahl der Vollgeschosse als Höchstgrenze (z.B. 2 Vollgeschosse) 
 
3.5            WH 6,2 Höchstmaß der baulichen Anlage (z.B. Wandhöhe WH= 6,2 m) 
 
 
 
4 Baugrenzen, Bauweise    

4.1   Baugrenze gemäß § 23 Abs. 3 BauNVO  

 

4.2 Baugrenze innerhalb derer nur bauliche Anlagen wie Terrassen, Balkone, Erker und  
Treppenaufgänge zulässig sind.  

 

4.3         o  offene Bauweise 

 

4.4   nur Einzelhäuser zulässig 

 

4.5   nur Doppelhäuser zulässig 

 

 
5 Verkehrsflächen 
 
5.1   Straßenbegrenzungslinie 
 
5.2   Straßenverkehrsfläche (öffentlich) 
   Breite Erschließungsweg 5m + 1m Schotterrasen  
   Viehhauser Straße wird verbreitert + 1,5m breiter Fußweg neu 
 
 
6  Grünordnung 
 
6.1   Einzelbaum I. Wuchsordnung gem. Artenliste C 5.4.1 zu pflanzen 
 
6.2 Strauchgruppe (gemäß Artenliste C 5.4.3 zu pflanzen, 3-5 Stk. pro Pflanzsymbol, Pflanz-

abstand 1,5 x 1,5 m     

6.3 Umgrenzung von Flächen zum Anpflanzen von Gehölzen (nach Artenliste C 5.4.3) und Aus-
bildung einer Sickermulde.  

 
6.4 private, nicht einzufriedende Flächen als Vorgartenzone mit Hauszugang, KFZ- Stellplätze 

und Garagenzufahrt. 
 
6.5 Ausgleichsfläche (artenreiche Blühwiese) im Bereich des Sichtdreiecks.  

Jegliche Art der Flächenversiegelung ist in dieser Fläche unzulässig.  
 
6.6 Gesetzlich geschütztes Biotop „Gehölzsaum an der Ebrach S-Edling“  
 Eingriffe jeglicher Art sind unzulässig. Das Biotop ist während der Bauphase vor Beeinträchti-

gungen durch geeignete Maßnahmen wie Bauzaun zu schützen.    
 
 
7 Sonstige Planzeichen    
 
7.1       Ga  Umgrenzung von Flächen für Garagen / Carport 
 
7.2               Satteldach, Firstrichtung zwingend 
 
7.3        Oberkante Fertigfußboden im Erdgeschoss (z.B. 476,27 m üNHN) 
  
7.4         5  Maßangabe in Metern (z.B. 5,0m) 
 
 
7.5 Sichtdreieck, l= 70 m (von Bepflanzung, Werbeanlagen und sonst. sichtbehindern-

den Gegenständen über 0,80 m Höhe sowie Stellplätzen freizuhalten). 
 
   
B HINWEISE  DURCH PLANZEICHEN  
 
1     135  bestehende Flurstücksnummer (z.B. 135) 
 
2   bestehende Grundstücksgrenze 
 
3   bestehende Haupt- / Nebengebäude mit Hausnummer (z.B. Haus Nr. 22) 
 
4   Höhenlinien bestehendes Gelände (z.B. 476,0 m üNHN) 
 
5   vorgeschlagene Grundstücksgrenze 
 
6   Nummerierung der Parzellen (z.B. Parzelle 1) 
 
7   Zufahrt Garage / Carport 
 
8   Höhenkote OK Straße (z.B. 476,07 m üNHN) 
 
9   vorgeschlagene Bebauung 
 
 
C FESTSETZUNGEN  DURCH TEXT  
 
1 Art und Maß der baulichen Nutzung  
1.1 Das Baugebiet wird als Allgemeines Wohngebiet gemäß § 4 Baunutzungsverordnung (BauNVO) 

festgesetzt. Die Nutzungen nach § 4 Abs. 2 Nr. 2 u. 3, sowie nach § 4 (3) BauNVO werden nicht zu-
gelassen.  

 
1.2 Das Maß der baulichen Nutzung ist durch die festgesetzte maximale Grundfläche je Baugrundstück, 

die Zahl der maximal zulässigen Vollgeschosse, sowie die Festsetzung der Wandhöhen bestimmt. 
 

1.3 Die festgesetzte maximale Wandhöhe wird bestimmt durch den Abstand von der Oberkante des 
Fertigfußbodens des Erdgeschosses (OKF EG) mit dem traufseitigen Schnittpunkt der Außenwand 
mit der Dachhaut. Es gilt eine max. Wandhöhe des Hauptbaukörpers von 6,20 m. 
 

1.4 Je Einzelhaus sowie je Doppelhaushälfte werden maximal 2 Wohneinheiten (WE) zugelassen. 
 
1.5 Für die Bemessung der Abstandsfläche gilt Art. 6 der Bayerischen Bauordnung (BayBO).    

2 Gestaltung der Gebäude    
 
2.1 Form der Baukörper 

Hauptgebäude müssen eine deutlich erkennbare rechteckige Grundrissform aufweisen. Das Ver-
hältnis Hausbreite zu Hauslänge muss mindestens 1:1,3 betragen.  
Vor- und Rücksprünge bis 1,25 m sind zulässig. 
Doppelhäuser und Doppelgaragen sind als gestalterische Einheit auszuführen. Die Sturzhöhen 
von Fenstern und Fenstertüren müssen gleich sein, die Oberkante des Balkongeländers muss eben-
falls gleich hoch sein. Die Bauherren sind verpflichtet sich abzustimmen.     

 
2.2  Dachform, Dachneigung, Firstrichtung und Dacheindeckung 
 
2.2.1 Für sämtliche Hauptgebäude werden Satteldächer mit einer Dachneigung von 22°- 27° festgesetzt. 
 Dachflächen von Doppelhäusern müssen im selben Neigungswinkel ausgeführt werden.  
 Für untergeordnete Nebengebäude werden auch begrünte Pultdächer zugelassen.   
 
2.2.2 Die Firstrichtung ist der Planzeichnung zu entnehmen. 
 
2.2.3 Allgemein zulässig ist für die geneigten Dächer eine Dachziegel- oder Dachpfannendeckung. Die 

Dacheindeckung ist in Rot, Braun oder Grautönen auszuführen.  
 
2.2.4 Für Doppelhäuser und Doppelgaragen wird festgesetzt, dass beide Hälften die gleiche Firsthöhe und 

Traufhöhe erhalten müssen. Die Bauherren sind verpflichtet sich abzustimmen.     
 
2.3  Dacheinschnitte, Dachgauben, Quergiebel  
 
2.3.1 Dacheinschnitte und Dachgauben werden nicht zugelassen. 
2.3.2 Quergiebel sind zulässig, sofern sie 1/3 der Fassadenlänge nicht überschreiten. Der First des Quer-

giebels muss mindestens 60 cm unterhalb des Hauptfirstes liegen. Pro Gebäude ist nur ein Quergie-
bel zulässig (1 Quergiebel je DHH oder Einzelhaus). Nordseitige Quergiebel sind unzulässig. 

 
2.4 Fassadengestaltung    
2.4.1 Für die Außenwände der Gebäude werden Putzflächen oder Holzverkleidungen festgesetzt. Putz-

fassaden sind in ruhiger Oberflächenstruktur auszubilden.  
Gebäude in Holzbauweise werden ebenfalls zugelassen. 

2.4.2 Der Anstrich von Putzflächen hat hellfarbig (gebrochenes weiß) zu erfolgen. Holzflächen und Holztei-
le sind in hellen Braun- oder Grautönen bzw. farblos zu lasieren oder unbehandelt zu lassen.  

2.4.3 Außenwände mit reflektierenden Oberflächen, sowie in Signal- oder Leuchtfarben sind unzulässig. 
2.4.4 Verkleidungen aus Blech, Kunststoff oder sonstigen ortsunüblichen Materialien sind unzulässig. 
 
2.5 Nutzung der Sonnenenergie 

Auf den Dächern sind Photovoltaik- und thermische Solaranlagen zulässig, diese sind in die Dach-
fläche zu integrieren oder in gleicher Neigung auf das Dach zu montieren. Aufgeständerte Anlagen 
werden nicht zugelassen. Die Elemente müssen in der Fläche ein Rechteck ausbilden, Umzahnun-
gen von Kaminen, Dachflächenfenstern und Quergiebeln sind unzulässig. Beispiel: 

 

Unzulässig    zulässig 

 

Gebäudeunabhängige Solaranlagen werden ebenfalls nicht zugelassen.  

 
3 Garagen, Stellplätze, Nebenanlagen 

3.1 Die Anzahl der notwendigen Stellplätze wird auf 2 Stellplätze pro Wohneinheit festgesetzt. 

3.2 Stellplätze sind mit wasserdurchlässigen Belägen (z. B. wassergebundene Decke, Schotterrasen, 
Pflaster mit Splitt- oder Rasenfugen, Rasengittersteinen oder ähnlichen Materialien) herzustellen. 

Bei stark befahrenen Flächen (z.B. vor Garagen) ist Granit-Großstein mit Rasenfuge oder Rasenfu-
genpflaster zulässig. 

3.3 Pro Parzelle wird jeweils 1 Nebengebäude mit max. 30 m³ Brutto-Rauminhalt sowie zusätzlich benö-
tigte Stellplätze auch außerhalb der Baugrenzen zugelassen (außer in den Flächen nach A 6.3 und 
A 6.5).  

4 Grundstückseinfriedungen 
 
4.1 Zulässig sind ausschließlich Staketen- bzw. Holzzäune mit senkrecht stehenden Latten, Metallzäu-

ne, Hecken, sowie gartenseitig hinterpflanzte Maschendrahtzäune bis max 1,20 m Höhe ab Gelän-
deoberfläche. Einfriedungen in Form von Mauern und Steingabionenwänden sowie mit diesen Ein-
friedungen vergleichbare Einfriedungen sind unzulässig. 
 
Der Abstand vom Erdreich zum Zaun muss mindestens 15 cm betragen. 

 
4.2  Zaunsäulen sind nur als Einzelfundamente zulässig. Streifenfundamente und durchlaufende Zaun-

sockel sind unzulässig.    
 
4.3 Hecken sind ausschließlich aus heimischen Gehölzen nach Artenliste und nur bis zu einer Höhe von 

1,80 m zulässig. Zur Grundstücksgrenze ist ein Pflanzabstand von 0,5 m einzuhalten.   
 
 
5 Grünordnung 
5.1 Naturschutzrechtliche Eingriffsregelung - Ausgleichsflächen 

Der erforderliche Ausgleichsbedarf für den Eingriff in Natur und Landschaft beträgt gemäß Leitfaden 
„Bauen im Einklang mit Natur und Landschaft, Eingriffsregelung in der Bauleitplanung“ (2021) insg. 
5.929 Wertpunkte und wird auf folgenden Flächen erbracht (Details s. Umweltbericht): 

5.1.1  Ausgleichsflächen in der Gemeinde/Gemarkung Edling 

Ausgleichsfläche AF1 (zweiteilig), intern, Flnr. 135 (Teilfl.), 145 m² (725 Wertpunkte) 

Ausgleichsfläche AF2, extern, Flnr. 133/0 (Teilfl.), 340 m² (1.700 Wertpunkte) 
 
5.1.2  Ökokonten 

Ökokonto der Gemeinde Edling: ÖFK-Lfd-Nr. 140991, Gemarkung Edling, Flnr. 527/0, 193 m²  
(1.158 Wertpunkte) 
 
Ankauf von Ökopunkten: ÖFK-Lfd-Nr. 194663, Gemeinde und Gemarkung Thaining, Flnr. 1608; 
Landkreis Landsberg am Lech, 255 m² (2.346 Wertpunkte) 
 

5.1.3  Herstellung und Pflege der Ausgleichsflächen  

Auf den Ausgleichsflächen AF1 und AF2 sind artenreiche Blühwiesen (G212, mäßig extensiv ge-
nutztes, artenreiches Grünland) herzustellen (autochthones Saatgut, 3g/m², Kräuteranteil ca. 70 %, 
mind. 30 Arten, Herstellungsgebiet 17 "Südliches Alpenvorland", Details siehe Umweltbericht).  

Mahd zweimal jährlich, 1x Ende Juni und 1x Mitte September, Entfernung des Mahdguts nach Aus-
samen. Düngung und Pestizideinsatz sind nicht zulässig. 

 
5.1.4  Fristsetzung und Flächensicherung 

Die Ausgleichsflächen sind spätestens ein Jahr nach Nutzungsaufnahme der Gebäude herzustellen. 
Die Fertigstellung ist der unteren Naturschutzbehörde (Landkreis Rosenheim) anzuzeigen (§17 Abs. 
4 BNatSchG). Ein grundbuchrechtlicher Eintrag der Ausgleichsflächen zugunsten des Freistaates 
Bayern mit Zweckbestimmung Naturschutz ist aufzunehmen. Die Ausgleichsflächen sind mit Lage-
plan ans Ökoflächenkataster zu melden.  

 
5.2 Je angefangene 350 m² Grundstücksfläche ist, zusätzlich zu den Pflanzgeboten mit Planzeichen, 

mindestens ein Laubbaum I. oder II. Wuchsordnung nach Artenliste zu pflanzen. Zulässig sind auch 
starkwüchsige Obstbäume als Hochstamm.  

 
5.3 Je angefangene 100 m² Grundstücksfläche sind zwei heimische Sträucher der Artenliste unter Punkt 

5.4.3 zu pflanzen. 
 
5.4 Artenliste 

Die folgende Artenauswahl ist für festgesetzte Baum- und Strauchpflanzungen mit angegebener 
Mindestpflanzqualität verbindlich. Es sind nur autochtone Gehölze zulässig.    

 

5.4.1  Bäume I. Wuchsordnung (Bäume > 15 m)  
Pflanzqualität: Hochstamm, Sol, mind. 3 xv., mDB, StU 16-18 cm 
 
Acer platanoides 
Acer pseudoplatanus 
Fagus sylvatica 
Juglans regia 
Quercus petraea 
Quercus robur 
Tilia cordata 
Tilia platyphyllos 
Ulmus carpinifolia 
Ulmus glabra 

 
Spitz-Ahorn  
Berg-Ahorn  
Rot-Buche  
Walnuss  
Trauben-Eiche 
Stiel-Eiche 
Winter-Linde 
Sommer-Linde 
Feld-Ulme 
Berg-Ulme  

    
 

5.4.2 Bäume II. Wuchsordnung (Bäume > 10m)  
Pflanzqualität: Hochstamm, Sol, mind. 3 xv., mDB, StU 14-16 cm oder Heister, 2 xv, Höhe 150 -200 cm  
 
Acer campestre 
Alnus glutinosa 
Alnus incana 
Betula pendula 
Carpinus betulus 
Malus spp. 
Mespilus germanica 
Populus tremula 
Prunus avium 
Prunus padus 
Salix alba 
Sorbus aria 
heimische Obstbäume  

 
Feld-Ahorn 
Schwarz-Erle 
Grau-Erle 
Hänge-Birke 
Hainbuche 
Zieräpfel in Arten 
Echte Mispel 
Zitter-Pappel 
Vogelkirsche 
Gew. Traubenkirsche 
Silber-Weide 
Echte Mehlbeere 
in Sorten - Halb-, Hochstamm)  

 

5.4.3     Bäume III. Wuchsordnung (kleinkronige Bäume) mind. 3 xv., mDB, StU 14-16 cm  

Crataegus monogyna 
Frangula alnus 
Malus sylvestris 
Prunus domestica 
Prunus domestica subsp. syriaca 
Prunus padus 
Pyrus pyraster 
Sambucus nigra  
Sambucus racemosa 
Salix caprea 
Salix viminalis 
Sorbus aucuparia 
Sorbus torminalis 

Eingriffeliger Weißdorn 
Faulbaum 
Holzapfel 
Zwetschge 
Mirabelle 
Gew. Traubenkirsche 
Holzbirne 
Schwarzer Holunder 
Trauben-Holunder 
Sal-Weide 
Korb-Weide 
Eberesche 
Elsbeere 

 
 

5.4.4     Sträucher  vStr., mind. 4-5 Triebe, H 60 - 100 cm 

Amelanchier ovalis  
Berberis vulgaris 
Cornus mas  
Cornus sanguinea  
Corylus avellana 
Euonymus europaeus  
Ligustrum vulgare  
Lonicera xylosteum  
Prunus spinosa  
Rhamnus cathartica 
Ribes spec. 
Rosa arvensis 
Rosa canina 
Rosa glauca 
Salix aurita 
Salix cinerea 
Salix nigricans 
Salix purpurea 
Sambucus nigra  
Sambucus racemosa 
Viburnum lantana  
Viburnum opulus 

Gew. Felsenbirne 
Berberitze 
Kornelkirsche 
Hartriegel 
Haselnuss 
Pfaffenhütchen 
Gemeiner Liguster 
Rote Heckenkirsche 
Schlehe/Schwarzdorn 
Echter Kreuzdorn 
Johannisbeere, Stachelbeere in Arten 
Feld-Rose 
Hunds-Rose 
Hecht-Rose, Bereifte Rose 
Ohr-Weide 
Grau-Weide 
Schwarz-Weide 
Purpur-Weide 
Schwarzer Holunder 
Trauben-Holunder 
Wolliger Schneeball 
Gewöhnlicher Schneeball    
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